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Der Geltungsbereich des Bebauungsplanentwurfs „Haarwiesen/ Geren II – West/Kindertagesstätte“ 

wird nach Süden von dem bestehenden Feldweg und nach Osten in der gedachten Verlängerung des 

Breitinger-Wegs sowie dem Geltungsbereich des Bebauungsplanentwurfs „Haarwiesen/ Geren II – Ost“ 

begrenzt. Die Abgrenzung nach Westen und Norden erfolgt am Geltungsbereich „Haarwiesen/ Geren II 

– West“. Der Geltungsbereich erfasst Teile folgender Flurstücke: 948/4, 949, 966/10. 

b. Ziele, Zwecke und Erfordernis der Planung 
Im Eislingen Südosten besteht die dringende Notwendigkeit an Kinderbetreuungsplätzen. Ziel ist daher 

der Bau einer Anlage zur Kinderbetreuung im Gebiet zur Deckung des bestehenden und des neu entste-

henden Bedarfs aufgrund der Schaffung neuen Wohnraums.  

Die Kindergärten und Kindertageseinrichtungen in Eislingen haben seit letztem Jahr alle Höchstgrup-

penstärke erreicht. Dies bedeutet, dass in allen Gruppen bis zu drei Kindern mehr als in der Regelbele-

gungsstärke sind. Zudem sind allein im Jahr 2017 134 Kinder im Alter zwischen 0 und 6 Jahren nach 

Eislingen gezogen. Im selben Betrachtungszeitraum sind nur 13 Kinder weggezogen. Zudem steigt die 

Zahl der Kinder im Kindergartenalter wie schon in den Vorjahren weiter an.  

Besonders schwierig ist die Situation im Eislinger Süden. Sämtliche Plätze für eine Ganztagesbetreuung 

sind belegt. Im südöstlichen Stadtgebiet gibt es außer dem Martin-Luther Kindergarten keine weiteren 

Einrichtungen. Im Eislinger Südwesten hingegen gibt es derzeit vier Einrichtungen. Um kurze Wege si-

cherzustellen, ist eine weitere Entwicklung im Südwesten der Stadt wenig sinnvoll.  

Aufgrund der Lage im Stadtgebiet und der Verfügbarkeit von städtischen Flächen bietet sich der 

Standort an. Im Eislinger Südosten gibt es derzeit keine verfügbaren Alternativflächen. Eine Fortfüh-

rung der Gebiete Haarwiesen und Geren war langfristig vorgesehen. Ein Anschluss an die Gebiete und 

das vorhandene Straßennetz wird über den Bebauungsplanentwurf „Haarwiesen/Geren II – West“ si-

chergestellt.  

Nach aktuellem Rechts- und Planungsstand soll ein Kinderhaus mit vier Gruppen errichtet werden. 

Diese teilen sich auf zwei Krippengruppen mit jeweils 10 Kindern, eine Gruppe mit verlängerten Öff-

nungszeiten mit 25 Kindern und eine Ganztagsgruppe mit 20 Kindern auf. In der Summe sollen 65 

neue Kindergartenplätze entstehen.  

2. Einfügen in bestehende Rechtsverhältnisse 

a. Flächennutzungsplan 
Für das Plangebiet gilt die Änderung des Flächennutzungsplans des Gemeindeverwaltungsverbands Eis-

lingen – Ottenbach – Salach vom 17. Juni 2004. Der Flächennutzungsplan stellt für das Plangebiet ge-

plante Wohnbauflächen dar. Zudem ist in Verlängerung der Gerhart-Hauptmann-Straße außerhalb des 

Geltungsbereichs eine Signatur für Sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen dargestellt. 

Diese bezeichnet einen bereits seit den Flächennutzungsplanberatungen im Jahr 1973 diskutierten 

Standort für einen neuen Kindergarten. Die Position der Signatur außerhalb des Geltungsbereichs ist 

nicht relevant, da der Flächennutzungsplan gemäß § 5 BauGB für das ganze Gemeindegebiet aufzustel-

len ist und aufgrund der Maßstäblichkeit nicht parzellenscharf ist. Vielmehr wird im Flächennutzungs-

plan die sich aus der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung nach 

den voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde in den Grundzügen dargestellt.  
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Abb 3 Auszug aus dem Flächennutzungsplan mit Geltungsbereiche „Haarwiesen/ Geren II – West/Kindertagesstätte“ 

Die Entwicklung des Bebauungsplans „Haarwiesen/ Geren II – West/Kindertagesstätte“ ist somit aus 

dem rechtskräftigen Flächennutzungsplan gegeben.  

b. Bebauungsplanverfahren 
Das Bebauungsplanverfahren „Haarwiesen/ Geren II“ wurde nach der frühzeitigen Beteiligung in zwei 

Bebauungsplanverfahren „Haarwiesen/ Geren II – West“ sowie „Haarwiesen/ Geren II – Ost“ aufgeteilt 

und unabhängig voneinander fortgeführt. Der Beschluss hierfür erfolgte in der öffentlichen Sitzung des 

Gemeinderates am 5. Februar 2018.  

Grund für die Verfahrensteilung war die Feststellung im Zuge der frühzeitigen Beteiligung des Bebau-

ungsplanverfahrens „Haarwiesen/ Geren II“, dass innerhalb des Geltungsbereichs unterschiedliche Vo-

raussetzungen hinsichtlich des Artenschutzes bestehen. Im westlichen Teil des Plangebietes besteht 

kein bis geringes artenschutzrechtliches Konfliktpotenzial, im östlichen Teil ein mittleres bis hohes Kon-

fliktpotenzial. Für den westlichen Teilbereich sind nach überschlägiger Betrachtung keine erheblichen 

Beeinträchtigungen artenschutzrechtlich relevanter Arten zu erwarten.  

Aufgrund des dringenden Bedarfs an Wohnraum und an Kinderbetreuungsplätzen wurde das Bebau-

ungsplanverfahren geteilt. Der westliche, artenschutzrechtlich konfliktarme Teil wurde zur Verfahrens-

beschleunigung vom noch zu untersuchenden Östlichen abgetrennt. Für den westlichen baumfreien 

Teilbereich ergibt sich keine zwingende Erforderlichkeit für eine vertiefte Untersuchung im Rahmen ei-

ner speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung. Mögliche vorhabenbedingte Wirkungen (z. B. visuelle 

Störwirkungen) können durch Vermeidungsmaßnahmen (z. B. Pflanzgebote) aufgefangen werden. 

Für den östlichen Teil des Gebietes (Bebauungsplan Haarwiesen/ Geren II- Ost) ist eine Spezielle Art-

schutzrechtliche Prüfung erforderlich. Nach Feststellung der tatsächlichen Betroffenheit werden artspe-

zifische Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und funktionserhaltenden Ausgleich festgelegt und 

im Falle des Funktionsausgleichs vorgezogen umgesetzt.  

Das Bebauungsplanverfahren „Haarwiesen/ Geren II – West“ wurde aus Gründen der Rechtssicherheit 

nach der Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden erneut in zwei Bebauungsplanverfahren 
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„Haarwiesen/ Geren II – West“ sowie „Haarwiesen/ Geren II – West/Kindertagesstätte“ aufgeteilt und 

unabhängig voneinander fortgeführt. Der Beschluss hierfür erfolgte in der öffentlichen Sitzung des Ge-

meinderates am 23. April 2018. 

Der Bebauungsplanentwurf „Haarwiesen/Geren II – West“ wird ohne den Bereich der geplanten Kinder-

tagesstätte im Verfahren nach § 13b BauGB fortgeführt. Aufgrund der Änderung des Geltungsbereichs 

sowie eines Verfahrensfehlers (zwei Tage keine Verfügbarkeit des Plans im Internet während der Offen-

lage) wurde eine erneute öffentliche Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und Träger öf-

fentlicher Belange erforderlich und vom 4. Mai bis zum 4. Juni 2018 durchgeführt. Der Satzungsbe-

schluss soll zeitnah erfolgen.  

Der vorliegende südöstliche Teil „Haarwiesen/ Geren II –West/ Kindertagesstätte“ wird im „normalen“ 

Bebauungsplanvollverfahren mit Umweltprüfung und -bericht sowie Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung 

fortgeführt. Die frühzeitige Beteiligung erfolgte im Bebauungsplanverfahren „Haarwiesen/Geren II“. 

c. Angrenzendes Planungsrecht 
Bislang gibt es im Geltungsbereich kein über den Flächennutzungsplan hinausgehendes Planungsrecht. 

Im Nordwesten schließt der Bebauungsplan „Haarwiesen – Teil A“ an, der am 20.12.2012 in Kraft getre-

ten ist; im Nordosten der Bebauungsplan „Geren – Teil A“ mit Inkrafttreten am 28.07.2007. Beide Be-

bauungspläne weisen ein Allgemeines Wohngebiet mit überwiegend Einfamilien- und Doppelhäusern 

aus, es gibt zudem einige Mehrfamilienhausbauplätze. Die derzeit laufenden Bebauungsplanverfahren 

„Haarwiesen/Geren II – West“ und „Haarwiesen/Geren – Ost“ sind ebenfalls in Abbildung 4 verortet.  

  
Abb 4 Angrenzendes Planungsrecht 

3. Bebauungsplanverfahren  

Es wird ein „normales“ Bebauungsplanverfahren angewendet. Die angrenzenden Bebauungspläne 

„Haarwiesen/Geren II – West“ und „Haarwiesen/Geren II – Ost“ werden im Verfahren nach § 13b BauGB 
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aufgestellt. Die Gesamtfläche der Bebauungspläne Haarwiesen/ Geren Teil II Ost, West und Kinderta-

gesstätte beträgt rund 2 ha.  

Im Einzelnen betragen die Größen der Geltungsbereiche: 

Haarwiesen/ Geren II – West ca. 7.644 m²  
Haarwiesen/ Geren II – West/Kindertagesstätte ca. 2.557 m² 
Haarwiesen/ Geren II – Ost  ca. 9.625 m² 

 

Die Grundfläche des Geltungsbereichs „Haarwiesen/ Geren II – West/Kindertagesstätte“ im Sinne des 

§ 19 Abs. 2 BauNVO beträgt ca. 1.023 m². (Berechnung siehe 10. Flächenbilanz). Die Grundfläche des 

Geltungsbereichs „Haarwiesen/ Geren II – West“ im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO beträgt ca. 2.668 m².  

 

Damit liegt das Plangebiet bei Berücksichtigung einer Kumulationswirkung unter der im § 13b BauGB 

definierten Maximalgrundfläche von 10.000 m².  

a. Planungsgrundsatz Innen- vor Außenentwicklung 
Entsprechend dem Planungsgrundsatz, Innen- vor Außenentwicklung (§ 1 Abs. 5 Satz 3 BauGB) sowie 

der Bodenschutzklausel (§ 1 a Abs. 2 BauGB) soll die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftli-

cher Flächen begründet werden: 

Die Stadt Eislingen/Fils bemüht sich seit Jahren, die Innenentwicklung voranzubringen. Viele Baulücken 

sind durch die mangelnde Verkaufsbereitschaft der Eigentümer faktisch dem Markt entzogen. Ein Groß-

teil der Flächen kann nur mittel- bis langfristig aktiviert werden. Trotz der Angebote und Bemühungen 

der Stadt Eislingen/Fils gestaltet sich die Aktivierung von Baulücken und damit die Innenentwicklung als 

schwierig.  

Im Eislinger Südosten gibt es derzeit im Innenbereich kein kurzfristig aktivierbares Grundstück in ausrei-

chender Größe. Aufgrund des dringenden Bedarfs an Kinderbetreuungsplätzen und mangelnder Flä-

chenalternativen, ist die Aufstellung des Bebauungsplans „Geren/Haarwiesen II – West/Kindertages-

stätte“ im Außenbereich gerechtfertigt. 

4. Bestand innerhalb und außerhalb des Räumlichen Geltungsbereiches  

a. Topographie 
Das Plangebiet steigt von West zunehmend nach Ost an; die Höhendifferenz beträgt rund 3,5 m. Von 

Nord nach Süd ist ein geringfügiges Ansteigen von 1-1,5 m vorhanden.  

b. Bestehende Nutzung und Städtebau 
Die Flächen im Plangebiet sind nicht überbaut. Es handelt sich überwiegend um Grünland und Ackerflä-

chen (nicht bewirtschaftet).  

Nördlich und westlich grenzt das Plangebiet an den Bebauungsplan „Haarwiesen/Geren II – West“ an, 

der an bereits bestehende oder geplante Wohnbebauung angrenzt. Im Süden und im Südosten geht das 

Plangebiet in die freie Landschaft über. Südlich des Plangebiets erstrecken sich landwirtschaftliche Flä-

chen. Die Umgebungsbebauung ist durch eine lockere, überwiegend ein- bis zweigeschossige Einfami-

lien- und Doppelhausbebauung geprägt. An der Gerhart-Hauptmann-Straße befinden sich Mehrfamili-

enhäuser, die durch den zeitnahen Baubeginn des Solarparks ergänzt werden. Die Gebäude verfügen 

weitgehend über zwei Vollgeschosse. Die Mehrfamilienhäuser weisen zusätzlich ein zurückversetztes 
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Dachgeschoss auf. Hinsichtlich der Dachformen sind sowohl begrünte Flach- und Pultdächer als auch 

Sattel- und Zeltdächer zu finden bzw. möglich.  

c. Erschließung  
Die Erschließung ist derzeit noch nicht gesichert.  Das Gebiet wird derzeit durch Feldwege ((Flust. 917/3, 

966/10) für die Landwirtschaft erschlossen. Das fehlende Teilstück wird im derzeit noch laufenden Be-

bauungsplanverfahren „Haarwiesen/Geren II – West“ planungsrechtlich gesichert. Hierbei wird an das 

provisorisch ausgebaute Teilstück der östlichen Fröbelstraße sowie die zuletzt ausgebaute Gerhart-

Hauptmann-Straße angeschlossen. Zudem ist eine Stichstraße in Verlängerung des Max-Liebermann-

Wegs im Ansatz hergestellt.  

Weiterhin besteht ein Anschluss an den ÖPNV durch die Bushaltestelle Scheerstraße/ Dr.-Engel-Real-

schule in rund 350-400 m Entfernung zum Plangebiet. Dort verkehren die Linie 1 und 17. Die Linie 1 

bedient die Haltestelle bis 14 Uhr halbstündlich (an schulfreien Tagen nur bis 9 Uhr) und danach sowie 

am Wochenende stündlich. An Schultagen ergänzt die Linie 17 das Angebot mit acht weiteren Fahrten. 

d. Emissionen 
Im Bestand sind aufgrund der Ortsrandlage keine bedeutenden Lärmemissionen zu erwarten. Es befin-

den sich keine Gewerbebetriebe und Bahnanlagen in unmittelbarer Nähe. Lärmemissionen von der 

Ortsumgehungsstraße Bundestraße 10 sind aufgrund der großen Entfernung nicht relevant.  

Es befinden sich Hofstellen landwirtschaftlicher Betriebe im Süden (Scheerstraße 50) bzw. Südosten 

(Näherhofweg 51) in ca. 135 m bzw. ca. 180 m Entfernung vom Plangebiet. Auf diesen Hofstellen wird 

Pferde- und Rinderhaltung betrieben. Die von diesen beiden landwirtschaftlichen Hofstellen resultie-

renden Geruchsimmissionen im Plangebiet liegen nach Einschätzung des Landratsamts Göppingen un-

ter dem für Wohngebiet geltenden Wert von 10 % nach der Geruchsimmissionsrichtlinie und sind dem-

nach nicht relevant. Aufgrund der unmittelbar angrenzend gelegenen landwirtschaftlichen Flächen kann 

es jedoch während der Düngephasen zu geringfügigen Geruchsimmissionen im Plangebiet kommen. 

e. Altlasten 
Gemäß der historischen Erhebung altlastverdächtiger Flächen (Stand 6.10.2010) liegt kein Verdacht auf 

Bodenverunreinigungen vor. 

5. Beschreibung der Planung 

a. Städtebau 
Die städtebauliche Konzeption sieht eine nach Süden hin orientierte Bebauung des Grundstücks vor. 

Das architektonische Konzept ist noch offen; es ist eine Mehrfachbeauftragung vorgesehen. 
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Abb 5 Städtebauliches Konzept „Haarwiesen/ Geren II – West/Kindertagesstätte“ und in grau „Haarwiesen/ Geren II – West“ 
           unmaßstäblich 

b. Verkehr  
Die Verkehrsflächen werden im Bebauungsplan „Haarwiesen/Geren II – West“ festgesetzt, dessen Sat-

zungsbeschluss kurz bevor steht. Nachfolgend wird das Verkehrskonzept vorgestellt, da dieses auf die 

Kindertagesstätte abgestimmt wurde. 

Das Verkehrskonzept sieht die Verbindung der Fröbel- und der Gerhart-Hauptmann-Straße vor. Entlang 

der Fröbelstraße entsteht zunächst eine einseitige Bebauung. Die Fröbelstraße soll aufgrund der einsei-

tigen Erschließungsfunktion zunächst mit 7,4 m ausgebaut werden. Neben einem Gehweg mit 2,5 m 

Breite verbliebe 4,9 m Fahrbahn.  

Bei Fortführung des Gebiets nach Süden, soll die Fröbelstraße entsprechend dem Bestand weiter west-

lich ausgebaut werden. Der derzeit angedachte Straßenquerschnitt von 11 m ermöglicht einen Gehweg 

von 2,5 m, eine Fahrbahn mit 6,5 m, auf der das Parken möglich ist sowie einen südlichen Gehweg von 

2,0 m. 

Die Gerhart-Hauptmann-Straße wird nach Süden hin etwas aufgeweitet, um zahlreiche Stellplätze 

(Querparker) anzubieten. Die Stellplätze sollen etwas breiter als üblich (2,65 m) hergestellt werden, um 

das Abstellen der immer breiter werdenden Fahrzeuge zu erleichtern und Falschparkern vorzubeugen. 

Der Gehweg soll im südlichen Bereich der Gerhart-Hauptmann-Straße beidseitig mit 2,5 m ausgebaut 

werden, um sichere Schul- und Kindergartenwege zu ermöglichen. Südlich der Gerhart-Hauptmann-

Straße 24 und des Breitinger-Wegs 2 soll ein Fußgängerübergang entstehen und die Fahrbahnbreite 

zwecks Geschwindigkeitsreduzierung auf 4,5 m verengt werden.  

Es ist mittel- bis langfristig vorgesehen, die bestehenden Buslinien die neue Verbindungsstraße anfahren 

zu lassen. Entsprechend wurden die Fahrbahnbreite und die Kurvenradien gewählt. Das Ausbilden einer 

Haltestelle ist im Bereich der Einmündung zur Planstraße nach Osten angedacht.  

Diese Stichstraße ist als verkehrsberuhigter Bereich vorgesehen. Diese erschließt zunächst die neue Bau-

zeile gegenüber der Gebäude Breitinger-Weg 2, 4, 6 und stellt die Erschließung nach Osten, die im Be-

bauungsplanverfahren „Haarwiesen/ Geren II – Ost“ begründet werden soll, sicher. Die vorgesehene 
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Straßenbreite mit 6,5 m ist in Verbindung mit einer Wendeanlage im Osten ausreichend für ein Müll-

fahrzeug dimensioniert.  

Um Schleichverkehre durch den Max-Liebermann-Weg und den Breitinger-Weg zu verhindern, ist der 

nach Süden ansatzweise vorhandene Stich im Bebauungsplanentwurf „Haarwiesen/ Geren II – West“ 

nur als Fuß-und Radweg vorgesehen. Das neue, südlich anschließende Quartier wird damit für den mo-

torisierten Verkehr vom Bestandsgebiet Geren abgekoppelt, aber dennoch verkehrlich angebunden.  

c. Entwässerung 
Das Gebiet wird an das vorhandene Mischsystem angeschlossen. Eine Einleitung von Regenwasser in 

ein Gewässer ist aufgrund der Topografie und der Entfernung zum nächsten Vorfluter nicht vorgesehen. 

Es werden keine Festsetzungen zur dezentralen Versickerung auf privaten Grundstücken festgesetzt, da 

mit geringen Versickerungsraten aufgrund lehmiger Böden zu rechnen ist. 

6. Artenschutz 

Das Plangebiet des ursprünglichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans „Haarwiesen/ Geren II“, also 

West- und Ostteil, wird derzeit von Grünland, teilweise mit einem reliktischen Streuobstbestand ge-

prägt. Aufgrund der vorhandenen Lebensräume können im Planungsraum Vorkommen von arten-

schutzrechtlich relevanten Arten bzw. Artengruppen grundsätzlich nicht ausgeschlossen werden. Insbe-

sondere sind aufgrund von Höhlenbäumen und der im Kontaktbereich liegenden Streuobstgebiete Vor-

kommen von europäischen Vogelarten, Fledermäusen sowie von Totholz bewohnenden Käferarten und 

der Zauneidechse denkbar.  

Es wurde für das gesamte Bebauungsplangebiet „Haarwiesen/ Geren II“ artenschutzrechtliche Rele-

vanzprüfung durchgeführt. Diese kommt zu dem Schluss, dass hinsichtlich der artenschutzrechtlichen 

Relevanz deutliche Unterschiede innerhalb des Plangebiets vorhanden sind.  

Der westliche Teil und damit auch der Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans (etwa westlich 

des Stichs Breitinger-Weg) weist keine Habitatpotenziale für artenschutzrechtlich relevante Arten auf. 

In diesem von westlich und nördlich angrenzender Bebauung geprägten Teilbereich sind nach über-

schlägiger Betrachtung keine erheblichen Beeinträchtigungen artenschutzrechtlich relevanter Arten zu 

erwarten. Für den westlichen baumfreien Teilbereich ergibt sich demnach keine zwingende Erforder-

lichkeit für eine vertiefte Untersuchung im Rahmen einer speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung. 

Mögliche vorhabenbedingte Wirkungen (z. B. visuelle Störwirkungen) können durch Vermeidungsmaß-

nahmen (z. B. Pflanzgebote) aufgefangen werden. 

Für den mit Obstbäumen geprägten östlichen Teil, welcher eine Anbindung und Vernetzung an umlie-

gende Streuobstbestände besitzt, können artenschutzrechtliche Konflikte bei den dargestellten Arten-

gruppen dagegen nicht ausgeschlossen werden. Für den östlichen Teil „Haarwiesen/ Geren II – Ost“ ist 

die konkrete Betroffenheit von streng geschützten Arten im Rahmen einer Speziellen Artenschutzrecht-

lichen Prüfung gemäß § 44 (1) und § 45 BNatSchG zu ermitteln. Hierfür sind Untersuchungen erforder-

lich, die sich bis Herbst 2018 erstrecken können. Sofern bei diesen Untersuchungen das Vorkommen 

streng geschützter Arten bestätigt wird, werden zur Umgehung der artenschutzrechtlichen Verbotstat-

bestände gem. § 44 (1) Nr. 1 – 3 BNatSchG sogenannte CEF-Maßnahmen erforderlich.  
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7. Planungsrechtliche Festsetzungen 

a. Maß der baulichen Nutzung 
Das Maß der baulichen Nutzung wird im Gebiet mittels Grundflächenzahl, Anzahl der Vollgeschosse so-

wie der Höhe der baulichen Anlagen definiert. 

Die Grundflächenzahl wird im Gebiet auf 0,4 festgesetzt. 

Die Zahl Vollgeschosse wird auf maximal zwei beschränkt. Um dennoch einen flexiblen architektoni-

schen Entwurf zu ermöglichen, wird die Gebäudehöhe (Entfernung von der EFH zur Oberkante der At-

tika) auf max. 8 m festgesetzt. 

b. Flächen für Gemeinbedarf 
Für den Geltungsbereich wird eine Gemeinbedarfsfläche bei der Zweckbestimmung Sozialen Zwecken 

dienende Gebäude und Einrichtungen, insbesondere Anlagen zur Kinderbetreuung festgesetzt.  

c. Festsetzung der Erdgeschossfußbodenhöhen  
Die Lage der Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) beeinflusst die Einbindung der Gebäude in das bauliche 

und landschaftliche Umfeld. Die Festsetzung der EFH erfolgt im Einvernehmen mit der Baurechtsbe-

hörde des Gemeindeverwaltungsverbandes Eislingen – Ottenbach – Salach. Hierdurch kann in Abhän-

gigkeit vom architektonischen Entwurf und der Lage des Gebäudes auf dem Grundstück eine Flexibilität 

erreicht werden. Die EFH muss sich am vorhandenen Gelände, der Umgebungsbebauung und am ge-

planten Straßenniveau orientieren.  

d. Bauweise, Stellung der baulichen Anlagen und überbaubare Grundstücksfläche 
Es wird eine offene Bauweise festgelegt. In der offenen Bauweise sind Gebäude mit einer Gesamtlänge 

von max. 50 m zulässig. Die überbaubare Grundstücksfläche wird über die Baugrenzen definiert. Hierbei 

wurde auf eine Südausrichtung geachtet. Für das Grundstück wurde ein großes Baufenster gewählt, um 

eine große Bandbreite an architektonische Konzepten im Rahmen einer Mehrfachbeauftragung zu er-

möglichen.  

e. Nebenanlagen 
Die Größe von Nebenanlagen wird außerhalb der Baufenster im Gesamten auf 18 m³ umbauten Raum 

begrenzt. Gärten sollen von einer Bebauung freigehalten und weiterhin als Grünbereich erhalten blei-

ben. Durch die Festsetzung wird die städtebauliche Struktur klarer. 

f. Behandlung von Böden 
Anfallender kulturfähiger Oberboden von Baumaßnahmen ist zwecks Minimierung des Eingriffs in das 

Schutzgut Boden wieder einzubauen.  

g. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Na-

tur und Landschaft 
Durch die Festsetzungen werden Eingriffe in die Schutzgüter vermieden und minimiert: Die Maß-

nahme Pflanzgebot dient insbesondere der Eingrünung des Wohngebiets und dadurch den Schutzgü-

tern Landschaftsbild, Wasser, Klima, Biologische Vielfalt (Biotope, Tiere) und Mensch. Durch die Fest-

setzung zur insektenverträglichen Beleuchtung kann die Lockwirkung für Insekten durch die nächtliche 

Beleuchtung zum Außenbereich vermindert werden. Mit den technischen Vorgaben werden Insekten-

verluste durch Leuchtfallen vermieden. 
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h. Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und sonstige Bepflanzung 
Zur besseren Einbindung in Natur und Landschaft wird ein Pflanzgebot mit heimischen, standortgerech-

ten Gehölzen sowie Baumpflanzungen festgesetzt. Der Eingriff in das Schutzgut Landschaftsbild wird 

hierdurch minimiert und teilweise ausgeglichen.  

i. Herstellen des Straßenkörpers 
Angrenzend an die öffentlichen Verkehrsflächen können für die Herstellung des Straßenkörpers, Be-

tonfüße, Böschungen, Stützmauern und ähnliches auf privaten Grundstücken erforderlich werden. 

8. Örtliche Bauvorschriften 

a. Dachgestaltung 
Die Dachform und -neigung wird auf Flach- und Pultdächer beschränkt. Dies geschieht zwecks verbind-

lichem Festsetzen einer Dachbegrünung.  

b. Dachbegrünung 
Durch Festsetzen einer Dachbegrünung für Flach-und Pultdächer von Hauptgebäuden und Garagen wird 

der Eingriff in den Naturhaushalt verringert. Daher wird eine extensive Dachbegrünung festgesetzt.  

c. Außenantennen 
Die Fassaden und Dächer sollen nicht mit einer Vielzahl von Außenantennen verunstaltet werden. Des-

halb wird deren Zahl pro Gebäude beschränkt. 

d. Niederspannungsfrei- und Telekommunikationsfreileitungen 
Niederspannungsfrei- und Telekommunikationsfreileitungen werden ausgeschlossen, da diese das Er-

scheinungsbild des öffentlichen Raums beeinflussen. In Eislingen ist es schon seit vielen Jahren Stan-

dard, sämtliche Leitungen unterirdisch verlegen zu lassen. Somit wird eine verbesserte Gestaltungsqua-

lität im Stadtraum erreicht. 

e. Einfriedigungen 
Um ein einheitliches Erscheinungsbild zum öffentlichen Raum hin zu wahren und gleichzeitig die Sicher-

heit der Kinder zu gewährleisten, sind tote Einfriedigungen entlang des öffentlichen Verkehrsraums nur 

bis 1,5 m Höhe und in transparentem Material zulässig. Diese sind zu hinterpflanzen, wobei gebietshei-

mische Gehölze zu bevorzugen sind. 

f. Gestaltung von Stellplätzen und Zufahrten 
Das Festsetzen wasserdurchlässiger Beläge für Stellplätze und Zufahrten trägt zur Minimierung des Ein-

griffs in den Naturhaushalt bei. 

g. Müllbehälter 
Frei stehende Standorte von Müllbehältern sind aus stadtgestalterischen Gründen an drei Seiten zu be-

grünen. 

h. Höhenlage der Grundstücke sowie Aufschüttungen und Abgrabungen  
Der natürliche Geländeverlauf soll so wenig wie möglich verändert werden. In letzter Zeit wurde bei 

Bauvorhaben vermehrt festgestellt, dass erhebliche Anschüttungen vorgenommen wurden, um voll-

ständig ebene Grundstücke zu erhalten. Die Höhenunterschiede zu Nachbargrundstücken wurden nicht 
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weich abgeböscht, sondern erhalten aufgrund von Stützmauern auf der Grenze eine harte und teilweise 

hohe Kante.  

Um den natürlichen Geländeverlauf zu erhalten, die Höhenlage der Grundstücke zu begrenzen, harmo-

nische Übergänge zwischen angrenzenden Flurstücken und dem öffentlichen Straßenraum sowie das 

Einfügen der Gebäude in das Gelände sicherzustellen, werden Festsetzungen zur Höhenlage der Grund-

stücke und zu Aufschüttungen und Abgrabungen getroffen.  

9. Flächenbilanz 

Die geplanten Flächen innerhalb des Geltungsbereichs „Haarwiesen/Geren II – West/Kindertagesstätte“ 

verteilen sich folgendermaßen: 

 

Größe des Plangebiets ca. 2.557 m²   

Gemeinbedarfsfläche ca. 2.557 m² 
   

Grundfläche i. S. d. § 19 (2) BauNVO (bei GRZ 0,4) ca. 1.023 m² 
 

10. Bodenordnung und Planverwirklichung 

Um im Plangebiet zweckmäßige Grundstücke für eine Bebauung zu erreichen, wird im Plangebiet eine 

Umlegung durchgeführt. Parallel zum Bebauungsplanverfahren erfolgt das Bodenordnungsverfahren. 

Der Verfahrensabschluss wird für Herbst 2018 erwartet. Die Mittel für die Erschließung sind in den Haus-

halt 2018/2019 eingeplant. Die Verfahrenskosten werden über den Ergebnishaushalt getragen. 

 

 

 

 

 

Eislingen/Fils, den 15. Mai 2018  
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Dirk Ringleb 
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Anlagen: 

1a  Merkblatt Bodenschutz bei Bebauungsplänen, Landratsamt Göppingen 
1b  Merkblatt Flächenhafte Versickerung von Niederschlagswasser 
2 Umweltbericht, Stadt Eislingen/Fils v. 15.05.2018 
3  Artenschutzrechtliche Relevanzprüfung gemäß § 44 BNatSchG (Habitatpotenzialanalyse) Pla-

nungsamt Eislingen 16.11.2017 
4 Erschließung Neubaugebiet „Haarwiesen/ Geren II“, Erkundung Baugrundverhältnisse von der 

VTG Straub Ingenieursgesellschaft mbH vom 16.02.2018 


